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Änderung der Straßenverkehrsordnung – Ausweitung von Tempo-30-Zonen 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wie Sie der Medienberichterstattung entnehmen konnten, ist die Ausweitung von Tempo-30-
Zonen und die Einrichtung dieser Zonen zum Lärm- und Klimaschutz geplant. In diesem Zu-
sammenhang ist auf Folgendes hinzuweisen:  
 
I. Ausweitung von Tempo-30-Zonen – Änderung der Straßenverkehrsordnung 
 
Das Bundeskabinett hat am 15.06.2016 eine Novelle der Straßenverkehrsordnung (StVO) 
beschlossen. Mit dem Gesetzesvorhaben will die Regierung den Rechtsrahmen dafür schaf-
fen, dass die Straßenverkehrsbehörden ohne größere bürokratische Hürden Tempo 30 vor 
Schulen und Kindergärten auch an großen Straßen anordnen können. 
 
Demnach sollen künftig Länder und Kommunen auch ohne einen solchen Nachweis Tempo-
limits auf Hauptverkehrsstraßen in „sensiblen Bereichen mit besonders schützenswerten Ver-
kehrsteilnehmern“ einführen können. Damit sind vor allem Schulen, Kindergärten, Senioren- 
und Pflegeeinrichtungen sowie Krankenhäusern gemeint. Das sieht eine entsprechende Erste 
Verordnung zur Änderung der StVO des Bundesverkehrsministeriums vor. 
 
Unter der Prämisse, dass der Bundesrat dieser Änderung zustimmt, obliegt die Umsetzung der 
Maßnahmen der StVO den Straßenverkehrsbehörden der Länder innerhalb des vom Bund mit 
der StVO (neu) gesetzten Rechtsrahmens. 
 
Über die weiteren Entwicklungen werden wir aktuell informieren. 
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II. Lärm- und Klimaschutz durch Tempo 30 
 
Während Tempo 30 an Hauptverkehrsstraßen früher vor allem aus Gründen der Verkehrssi-
cherheit angeordnet wurde, diskutieren Städte und Gemeinden heute zusätzlich über Tempo-
30-Anordnungen aus Gründen des Lärmschutzes und der Luftreinhaltung. Doch obwohl 
Tempo 30 viele positive Effekte hat, entstehen bei der Umsetzung häufig Probleme. 
 
Das vom Umweltbundesamt beauftragte Gutachten „Lärm- und Klimaschutz durch Tempo 
30: Stärkung der Entscheidungskompetenzen der Kommunen“ identifiziert die Hemmnisse in 
Gesetzen, Verordnungen und Richtlinien und legt konkrete Vorschläge für eine eindeutigere 
Fassung vor mit dem Ziel die kommunale Entscheidungskompetenz bei Tempo-30-
Anordnungen zu stärken. 
 
Das Ergebnis zeigt, dass Kommunen Tempo 30-Abschnitte auf Hauptverkehrsstraßen aus 
Lärmschutzgründen durchsetzen können, wenn sie in einem rechtmäßig aufgestellten Lärmak-
tionsplan genau bestimmt sind. Das Bundesimmissionsschutzgesetz verpflichtet die Behörden 
in §§ 47 Abs. 6, 47 d Abs. 6 zur Durchsetzung der Maßnahmen eines Lärmaktionsplans. In 
einem Lärmaktionsplan festgelegte Tempo 30-Anordnungen müssen daher von den Straßen-
verkehrsbehörden umgesetzt werden. 
 
Doch einige Regelungen in den Gesetzen und Verordnungen bewirken Unsicherheiten und 
hemmen die von der Kommune geplanten Tempo 30-Anordnungen auf Hauptverkehrsstraßen. 
Das Gutachten identifiziert die Hemmnisse in Gesetzen, Verordnungen und Richtlinien und 
legt konkrete Vorschläge für eine eindeutigere Fassung vor. Dazu wurde der Frage nachge-
gangen, was in den Regelwerken geändert werden muss, damit Kommunen Tempo 30 als 
Maßnahme des Lärmschutzes, der Luftreinhaltung, der städtebaulichen Ordnung, des Klima-
schutzes und der Unterstützung des Fuß- und Radverkehrs leichter umsetzen können. 
 
Insgesamt wurden 13 Hemmnisse identifiziert und Neuregelungsvorschläge erarbeitet, wie 
diese beseitigt werden können. Die 87-seitige Langfassung der Studie enthält eine ausführli-
che Dokumentation mit Begründungen und die rechtlichen Änderungsvorschlägen im Wort-
laut. Die 24-seitige Kurzfassung ist eine Zusammenfassung des Gutachtens insbesondere für 
interessierte Personen ohne juristischen Hintergrund. 
 
Wir haben beide Gutachten zur Kenntnis als Anlage 1 und 2 beigefügt.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 
Heiko Liebenehm 
Erster Beigeordneter 
 
Anlagen 
 


